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Außenbereich muss damit gerechnet werden, dass Nutzungen, die 

der Gesetzgeber als priveligierte Vorhaben nur für den 

Außenbereich vorgesehen hat, wie z.B. Biogasanlagen, 

landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort auch angesiedelt 

werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 

Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 

Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015). 

13.) LTE Breitbandempfang:  

Beim LTE-Breibandempfang gibt es eine Funkzelle (auf einem Gebäude 

o.ä. fest installiert), welche Verbindung auf das Endgerät (Handy, Laptop 

etc.) hat. Da dieser Breitbandempfang somit nicht aus einem Funkstrahl 

besteht, sondern breit gestreut wird, kann eine Beeinträchtigung durch WEA 

nicht prognostiziert werden. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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14.) Befangenheit Stadt: Mit dem Inkrafttreten des Regionalen 

Raumordnungsprogramms 2013 - Teilbereich Energie des 

Landkreises Osnabrück (RROP) ist die Stadt Bramsche verpflichtet, 

ihren Flächennutzungsplan (FNP) an die Vorgaben des RROP 

anzupassen. Dieses erfolgt mit der 30.  FNP-Änderung. Insofern hat 

der Landkreis Osnabrück bereits durch das RROP die rechtlichen 

Voraussetzungen für die Errichtung von WEA in den 

Vorrangstandorten für Windenergiegewinnung geschaffen, ohne 

dabei Höhen festzusetzen.  Es ist daher politischer Wille, über 

Bebauungspläne eine Feinsteuerung der Windvorrangstandorte 

vorzunehmen. Dieses erfolgt an dieser Stelle mit der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 158Ein Mitwirkungsverbot im Sinne des Nds. 

Kommunalverfassungs-gesetzes liegt nicht vor. Fehler in der 

Abwägung sind nicht ersichtlich. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

15.) Die nächste geplante WEA im Geltungsbereich des B-Plans 

Nr. 158 befindet sich ca. 2,8 km vom Wohnhaus des Einwenders 

entfernt. Eine unmittelbare Betroffenheit kann dadurch nicht 

abgeleitet werden. Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen vom Gesetzgeber. Die Lärm-und 

Schattenwurfimmissionen halten die Richt- und Orientierungswerte 

ein. Gesundheitliche Beeinträchtigungen können somit nicht 

prognostiziert werden. 

16.) Die Erteilung von Baugenehmigungen unterliegt dem 

Landkreis Osnabrück und ist nicht Bestandteil der vorliegenden 

Bauleitplanung. 
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V Lfd.Nr. 14 Flyer der Bürgerinitiative, von 379 Personen unterschrieben bei der Stadt eingereicht  

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

 

 

Die Stadt Bramsche wertet die eingegangen Flyer (Einspruch) 

dahingehend, dass die 379 Personen sich der Stellungnahme der 

Bürgerinitiative Windpark Ahrensfeld und Wittefeld (siehe V lfd. Nr. 

4) anschließen. 

Siehe hierzu Abwägungsvorschlag unter V lfd. Nr. 4 
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V Lfd.Nr. 15 Privatperson Nr. 15  am 08.01.15 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

Siehe hierzu Stellungnahme Ewald Wichmann (V lfd. Nr. 3, Nr. 1-32). 
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V Lfd.Nr. 16 Privatperson Nr. 16 am 05.01.15 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

 

 

1.) Schatten: Die geplanten WEA im Geltungsbereich des B-Plans 
Nr. 158 befinden sich in einem Abstand von ca. 3,1 km zum 
Wohnhaus des Einwenders. Von Schattenwurf ist auf Grund 
dieser Distanz nicht auszugehen (siehe Schattenwurfgutachten). 
Der B-Plan Nr. 158 macht entsprechende Festsetzungen zum 
Schattenwurf. Die Grundschule in Epe befindet sich mehr als 
5 km von der Planung im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 158 
entfernt und ist somit auch kein zu berücksichtigender 
Immissionspunkt für die geplanten WEA in Kalkriese. Durch die 
geplanten WEA im Geltungsbereich des WP Kalkriese kommt zu 
keiner Beschattung im Bereich „Am Zuschlag“ (siehe 
Schattenwurfgutachten zum WP Kalkriese). Die Behauptung, 
dass in der Rotorschattenwurfberechnung unter Punkt 8 die 
Einhaltung der tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden 
(real)  abgelehnt wird ist falsch. Es wird lediglich darauf 
hingewiesen, dass durch die Anwendung der 8 Stunden Regel 
die Überprüfung erschwert, bzw. der Aufwand erhöht wird. Auch 
für den betroffenen Anwohner ist die Einhaltung vorgegebener 
Abschaltzeiten besser zu überprüfen, als bis zum Jahresende zu 
warten und ein Protokoll auszuwerten, das zudem voraussetzt, 
dass der Betroffene zu allen RSW-Zeiten anwesend war. 

Es ist Aufgabe der Genehmigungsbehörde, die Steuerungsart für das 
geforderte Rotorschattenwurfmodul festzulegen.  
Bei dem hier geplanten Anlagentyp (Vestas V126) wird eine 
Abschaltautomatik eingesetzt, die meteorologische Parameter 
berücksichtigt (z. B. Intensität des Sonnenlichtes). Hierbei wird die 
tatsächliche Beschattungsdauer auf 8 Stunden pro Kalenderjahr begrenzt. 
Es wird kein Kalender über die Abschaltzeiten benötigt. Zur 
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Programmierung des Schattenwurfmoduls werden lediglich die Koordinaten 
der Windenergieanlagen, der zu überwachenden Immissionspunkte sowie 
die Höhenangaben (WEA+IP) und die maximalen Beschattungszeiten 
benötigt. Eine Vor- und Nachlaufzeit der Schattenabschaltung ist hierbei 
ebenfalls möglich. 
Zudem sind auch Sonderabschaltungen möglich (siehe Anhang / 
Schattenwurfmodul Vestas / Kapitel 9 / Sonderabschaltungen). 
Es ist Aufgabe des Herstellers, sein Modul so auszurichten, dass ggf. auch 
vorgegebene Abschaltzeiten berücksichtigt werden können 

Für den Fall einer Regelung über Abschaltzeitfenster wird in der Regel auch 

für die direktangrenzenden schützenswerten Nutzungen die Einhaltung der 

Orientierungswerte gewährleistet, wenn die Zeitfenster ausreichend 

erweitert werden. 

 

 

 

 

 

2.) Abstand zu Straßen: Die Nds. Landesbehörde für Straßenbau 

und Verkehr führt in ihrer Stellungnahme zum B-Plan Nr. 158 aus 

(siehe II lfd. Nr. 15) , dass das von ihr betreute Straßennetz von 

den Festsetzungen des B-Plans Nr. 158 nicht betroffen ist. 

Lt. Richtlinie „Windenergieanlagen- Einwirkungen und 

Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ gelten bezüglich 

Eisbawurf Abstände > 1,5 x (Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu 

Verkehrswegen und Gebäuden als ausreichend. Diese können jedoch 

unterschritten werden:  Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des 

nachfolgenden Genehmigungsverfahrens berückschtigt. Entweder sind 

bestimmte Abstände zu Straßen oder Gebäuden einzuhalten oder 

technische Einrichtungen (z.B. Rotorblattheizung) zu installieren, durch die  

Eiswurf ausgeschlossen werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme 
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eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im 

Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der 

Bauvorlagen vorzulegen. Siehe im Rahmen der verbindlichen 

Bauleitplanung auch Kap. 4.8 der Begründung. Die Bebauungspläne Nr. 

156 "Windpark Ahrensfeld" und Nr. 157 "Windpark Wittefeld" sind nicht 

Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens. Im übrigen wird auf die 

Abwägung zur 30. FNP-Änderung verwiesen. 

3.) Infraschall: das Thema Infraschall wird im Begründungstext (Kap. 

4.5) ausführlich behandelt. Die zitierte Machbarkeitsstudie wurde 

vom Umweltbundesamt und nicht vom 

Bundesumweltministeriums in Auftrag gegeben. Die 

Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem Ergebnis, dass von 

WEA unzumutbare Belastungen durch Infraschall ausgehen, 

vielmehr wurde ein Studiendesign für eine Lärmwirkungsstudie 

über Infraschallimmissionen entwickelt. Aufbauend auf diesen 

Erkenntnissen wurden Vorschläge für die Weiterentwicklung des 

Regelwerkes zum Immissionsschutz unterbreitet. In der Studie 

selber werden Auswirkungen des Infraschalls nicht ermittelt. Zitat 

aus der Zusammenfassung der „Machbarkeitsstudie“: Für eine 

negative Auswirkung von Infraschall unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle konnten bislang keine wissenschaftlich 

gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, auch wenn 

zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen 

postulieren.“ Die Machbarkeitsstudie stellt keine vom 

Gesetzgeber vorgegebene rechtliche Bestimmung, Verordung 

oder Richtlinie dar. Sie macht als Ergebnis abschließend 

lediglich Vorschläge insbesondere die rechtlichen Bestimmungen 

bzw. Regelwerke zu Immissionsschutz zu überarbeiten und zu 

erweitern. 

Auch nach der deutschlandweiten Befragung der 

Immissionsschutzbehörden über Konfliktfälle mit Infraschall und 
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tieffrequenten Geräuschen im Rahmen der UBA-Machbarkeitsstudie gab es 

keinen einzigen wissenschaftlichen Beleg für einen tatsächlich auf 

Infraschall zurückzuführenden Immissionskonflikt aus dem Umfeld von 

bestehenden Windenergieanlagen. 

Ab bestimmten Entfernungen ist der Infraschall, der von 

Windenergieanlagen ausgeht, nicht mehr vom Hintergrundschall zu 

unterscheiden. Bei Untersuchungen in Baden-Württemberg konnte im 

Abstand von 700 m beobachtet werden, dass sich beim Einschalten der 

Windenergieanlage der gemessene Infraschallpegel nicht mehr erhöht 

(Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-

Württemberg, Dezember 2014:Tieffrequente Geräusche und Infraschall von 

Windkraftanlagen und anderer Schallquellen). 

Die Ärztekammer Niedersachsen hat kein Arbeitspapier "Gesundheitsrisiken 
und Energiewende" herausgegeben. Vielmehr handelt es sich hier um ein 
Positionspapier der "Ärzte für Immissionsschutz" (Aefis), welches diese mit 
Datum vom 24.09.2014 an die Ärztekammer Niedersachsen (Präsidentin Dr. 
med. Martina Wenker, Mitglieder des Arbeitskreises Gesundheit u. Umwelt, 
Mitglieder des Vorstandes, Mitglieder der Geschäftsführung u. Abgeordnete) 
gerichtet haben. Da aus Sicht der Verfasser bisher keine profunden 
Kenntnisse immissionsbedingter Gesundheitsschäden vorliegen, setzen 
sich die Verfasser für weitere Forschung auf diesem Gebiet vor dem 
weiteren Ausbau der Windenergie ein. Wissenschaftlich belegte Ergebnisse 
werden mit dem Positionspapier nicht vorgelegt. Das genannte 
Arbeitspapier ist nicht von der Ärztekammer Niedersachsen. Auf Anfrage 
hat diese mitgeteilt: 
„Das Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 
September letzten Jahres der Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, 
den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und Umwelt, den Mitgliedern 
des Vorstandes, der Geschäftsführung und den Mitgliedern der 
Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen zur Kenntnisnahme 
übersandt. "Ärzte für Immissionsschutz" ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt 
zu dem Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 
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Niedersachsen.“ 
Den Bedenken wird nicht gefolgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.) Wertverlust: Die Planung beachtet die städtebaulichen Kriterien 

des Außenbereichs und Schutzansprüche der benachbarten 

Nutzungen entsprechend den vorgegebenen rechtlichen 

Bestimmungen. Hierdurch wird sichergestellt, dass keine 

Wertverluste auftreten, die nicht im Rahmen der Sozialbindung 

des Eigentums zumutbar sind. Es besteht kein Anspruch darauf, 

dass in der Umgebung eines Grundstücks keine bauliche 

Nutzung stattfindet, sofern die Schutzansprüche des 

Grundstücks eingehalten werden. Gerade beim Wohnen im 
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planungsrechtlichen Außenbereich muss damit gerechnet 

werden, dass Nutzungen, die der Gesetzgeber als priveligierte 

Vorhaben nur für den Außenbereich vorgesehen hat, wie z.B. 

Biogasanlagen, landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort auch 

angesiedelt werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 

Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 

Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015). 

5.) Die bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung ist bislang noch nicht 

in die entsprechende Verwaltungsvorschrift aufgenommen 

worden. Eine Marktreife wird 2015 erwartet. Ob und wann diese 

Art der Kennzeichung in die entsprechende 

Verwaltungsvorschrift aufgenommen wird, kann die Stadt 

Bramsche nicht abschätzen. Festlegungen zur Kennzeichung 
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von WEA sind Gegenstand des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-bescheid durch den 

LK Osnabrück. 

Hier kommt immer der neueste Stand der entsprechenden 

Verwaltungsvorschrift zum Tragen. Sollte während des Verfahrens 

zur BImSchG-Genehmigung nach geltender Verfahrensvorschrift 

eine radargestützte Hindernisbefeuerung zulässig sein, wird die 

Stadt darauf hinwirken, dass diese als Auflage in die BImSchG-

Genehmigung aufgenommen wird. Dies wird bereits im 

Begründungstext so erläutert. 

6.) LTE Breitbandempfang:  

Beim LTE-Breibandempfang gibt es eine Funkzelle (auf einem Gebäude 

o.ä. fest installiert), welche Verbindung auf das Endgerät (Handy, Laptop 

etc.) hat. Da dieser Breitbandempfang somit nicht aus einem Funkstrahl 

besteht, sondern breit gestreut wird, kann eine Beeinträchtigung durch WEA 

nicht prognostiziert werden. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

7.) Befangenheit Stadt: Mit den Inkrafttreten des RROP 2013 – 

Teilbereich Energie des LK Osnabrück (RROP) ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet ihren Flächennutzungsplan (FNP) an die 

Vorgaben des RROP anzupassen. Dieses erfolgt mit der 30. 

FNP-Änderung. Insofern hat der LK Osnabrück bereits durch das 

RROP die rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 

WEA in den Vorrangstandorten für die Windenergiegewinnung 

geschaffen, ohne dabei Höhen festzusetzen. Es ist daher 

politischer Wille, über Bebauungspläne eine Feinsteuerung der 

Windvorrangstandorte vorzunehmen. Dieses erfolgt an dieser 

Stelle mit der Aufstellung des B-Plans. Nr. 158. Ein 

Mitwirkungsverbot im Sinne des Nds. 

Kommunalverfassungsgesetzes liegt nicht vor. Fehler in der 

Abwägung sind nicht ersichtlich. Den Bedenken wird nicht 

gefolgt. 
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8.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der verbindlichen 

Bauleitplanung (B-Plan Nr. 158), sondern der Regionalplanung. 

9.) Die nächste geplante WEA im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 

158 befindet sich ca. 3,1 km vom Wohnhaus des 

Einwenders.Eine unmittelbare Betroffenheit kann dadurch nicht 

abgeleitet werden. Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen vom Gesetzgeber. Die Lärm-und 

Schattenwurfimmissionen halten die Richt- und 

Orientierungswerte ein. Gesundheitliche Beeinträchtigungen 

können somit nicht prognostiziert werden. 

10.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist am 28.10.2013 vom Kreistag 

des Landkreises Osnabrück als Satzung beschlossen und vom 

Nieders. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz am 23.12.2013 genehmigt worden. Die 

Genehmigung wurde im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück 

sowie in der NOZ am 31.01.2014 bekannt gemacht und hat 

damit Rechtswirksamkeit erreicht. Im Rahmen der beantragten 

Normenkontrolle wurde Seitens des OVG Lüneburg bislang 

keine einstweilige Verfügung erlassen, die das RROP außer 

Kraft setzt.. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 

Abs. 4 BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die 

Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies 

erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung. Der Anregung das 

Bauleitverfahren auszusetzen wird nicht gefolgt. 

11.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte des B-Plans Nr. 

158. Die Standortentscheidung erfolgte auf Ebene der 

Regionalplanung. Der vorliegende B-Plan übernimmt die 

Feinsteuerung der Planung bezüglich Anlagenzahl und Höhe. 
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Auf die Abwägungsunterlage zur 30. FNP-Änderung wird 

verwiesen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

12.) Die Ausführungen betreffen die Standortwahl im Rahmen der 

Teilfortschreibung Engergie des RROP 2013 und sind nicht 

Gegenstand des B-Plans Nr. 158. 
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13.) Im Rahmen der Standortabgrenzung im Zuge der 

Teilfortschreibung des RROP wurde ein Abstand von 150 m 

(weiches Tabukriterium) zu Hochspannungsleitungen angesetzt. 

Der Abstand der geplanten WEA im Geltungsbereich des B-

Plans Nr. 158 zur südwestlich verlaufenden 380 kV-

Hochspannungsleitung beträgt ca. 500 m.  

 

14.) Die Ausführungen betreffen die vom LK Osnabrück 

angewandten Abstände im Rahmen der Ausweisung von 

Vorranggebieten im Zuge der Teilfortschreibung des RROP 

(2013) und nicht die Inhalte der verbindlichen Bauleitplanung (B-

Plan Nr. 158). Bei der Aufstellung der Bebauungspläne werden 

die vom Gesetzgeber vorgegebenen rechtlichen Bestimmungen, 

Verordnungen und Richtlinien für die Festsetzung der WEA-

Standorte zu Grunde gelegt. 
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15.) Abstand zu Wald: Die Flächenabgrenzung (Sonderbaufläche 

Wind) an sich ist nicht Inhalt der verbindlichen Bauleitplanung. 

Hier wird auf das Verfahren zur 30. FNP-Änderung verwiesen. 

Waldflächen wurden im Rahmen der Teilfortschreibung des 

RROP (2013) als „weiche Tabuzonen“ bewertet. Lt. 

Teilfortschreibung des RROP (siehe Seite 11) ist im Rahmen der 

konkreten Zulassungsplanung mindestens ein Fall- und 

Fällbereich von 30 m einzuhalten. Die vorliegende Planung 

orientiert sich an den Vorgaben der Teilfortschreibung des 

RROP. Der Mindestabstand von 30 m zwischen WEA und Wald 

wird eingehalten. Zum Abstand der geplanten WEA im 

Geltungsbereich des B-Plans Nr. 158 sei ausgeführt, dass die 

festgesetzten WEA-Standorte mind. 80 m zu den Waldflächen im 

Geltungsbereich einhalten und damit dem o.g. Kriterium des Fall- 

und Fällbereichs Genüge tun. 

16.) Die Ausführungen betreffen den B-Plan Nr. 156 und nicht den 

B-Plan Nr. 158. Der Landkreis Osnabrück führt in seiner 

Stellungnahme (siehe IV lfd. Nr. 8) zum B-Plan Nr. 158 aus, dass 

negative Auswirkungen der Festsetzungen des B-Plans Nr. 158 

auf NATURA 2000-Gebiete ausgeschlossen werden können. 

17.) Schallgutachten: Bezüglich des Schallgutachtens für die 

geplanten Windparke Ahrensfeld und Wittefeld, welches zu den 

B-Plänen Nr. 156 und Nr. 157 erstellt wurde, ist auszuführen, 

dass dieses die geplanten WEA in Kalkriese als Vorbelastung 

berücksichtigt. Es wird zwischen Gewerbelärm (WEA) und 

Verkehrslärm unterschieden. Die TA-Lärm sieht keine 

Aufsummierung beider Lärmarten vor. Die pauschale, nicht 

belegte Aussage, dass das Gutachten falsch sei, kann nicht 

kommentiert werden. Die Schallausbreitungsrechnung erfolgte 

gemäß DIN ISO 9613-2 „Dämpfung des Schalls bei der 

Ausbreitung im Freien“ (siehe Abschnitt 5 des Gutachtens Nr. 
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3496-14-L1 vom 10. Oktober 2014).  Gemäß dieser Norm 

werden „schallausbreitungsgünstige Witterungsbedingungen“ zu 

Grunde gelegt. Sollten die „landwirtschaftlichen Großbetriebe“ 

konkret benannt werden, wird überprüft, inwieweit diese als 

schalltechnische Vorbelastung zu berücksichtigen sind. Die 

Bereiche „Dorf Epe, am Uthof, Malgartener Damm, Wittefelder 

Allee“ liegen außerhalb des Einwirkungsbereiches des 

„Windparks Kalkriese 1“. Der Bereich Sandknäppen ist mit 

insgesamt drei Immissionspunkten berücksichtigt. Die 

Ergebnisse zeigen, dass der zulässige Immissionsrichtwert durch 

die Gesamtbelastung bereits deutlich (> 5 dB) unterschritten 

wird. Derzeit nicht belegte, mögliche Schallreflexionen, können 

somit zu keiner Überschreitung der zulässigen 

Immissionsrichtwerte führen. Weiterhin sind bei der bisherigen 

Untersuchung auch die Schallabschirmenden Wirkungen der 

einzelnen Gebäude nicht berücksichtigt. Im Abschnitt 11 des  

Gutachtens Nr. 3496-14-L1 vom 10. Oktober 2014 wird ebenfalls 

ausgeführt, dass die geplanten WEA in den Flächen „Ahrensfeld“ 

und „Wittefeld“ mitberücksichtigt sind (entsprechend dem zur 

Gutachtenerstellung bekannten Planungsstand). Die 

Schallausbreitungsrechnung erfolgte gemäß DIN ISO 9613-2 

„Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien“ (siehe 

Abschnitt 5 des Gutachtens Nr. 3496-14-L1 vom 10. Oktober 

2014).  Gemäß dieser Norm werden Bedingungen, die bei gut 

entwickelter, leichter Bodeninversion, wie sie üblicherweise 

nachts auftreten, zu Grunde gelegt. 

Eine möglicherweise vorhandene reflektierende Wirkung eines Gebäudes 

kann zu einer Schallpegelerhöhung führen. Eine möglicherweise 

vorhandene schallabschirmende Wirkung eines Gebäudes kann zu einer 

Schallpegelminderung führen. Die Behauptung, dass bei der 

Berücksichtigung beider Effekte es automatisch zu höheren Schallpegeln 

kommt ist unzulässig. Die Vorgehensweise im IEL-Gutachten Nr. 3496-14-
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L1 vom 10. Oktober 2014 wurde bereits vielfach praktiziert und anerkannt. 

Eine Gesamtlärmbetrachtung („aufsummieren unterschiedlicher Lärmarten“) 

ist vom Gesetzgeber nicht vorgesehen. Ein entsprechender 

Bewertungsmaßstab existiert ebenfalls nicht. Die von den 

Windenergieanlagen bewirkte Schallimmissionsbelastung liegt deutlich 

unter den genannten Werten von 70 dB(A) (Tag) bzw. 60 dB(A) (Nacht). Ein 

Erfordernis, umfangreiche Lärmpegelmessungen an der A1 durchzuführen, 

lässt sich durch die Windparkplanungen nicht herleiten. 

18.) Die nächste geplante WEA im Geltungsbereich des B-Plans 

Nr. 158 befindet sich ca. 3,1 km vom Wohnhaus des 

Einwenders.Eine unmittelbare Betroffenheit kann dadurch nicht 

abgeleitet werden. Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen vom Gesetzgeber. Die Lärm-und 

Schattenwurfimmissionen halten die Richt- und 

Orientierungswerte ein. Gesundheitliche Beeinträchtigungen 

können somit nicht prognostiziert werden. 

 

19.) Die Ausführungen betreffen größtenteils die B-Pläne Nr. 156 und Nr. 

157 und nicht die Inhalte des B-Plans Nr. 158. Bezüglich der Schwäne in 

Kalkriese sei ausgeführt, dass die avifaunistischen Erfassungen 

Schwanvorkommen mit einer Bedeutung nach KRÜGER et al. (2010) nur 

außerhalb des Geltungsbereiches des B-Plans Nr. 158 erfasst haben. 

Bezüglich einer geforderten Überprüfung des avifaunistischen Gutachtens 

wird auf die Stellungnahme der zuständigen Fachbehörde des LK 

Osnabrück (siehe IV lfd. Nr. 9) verwiesen, in der ausgeführt wird, das die 

Methodik der Erfassung nachvollziehbar ist und die Einschätzung der 

Beeinträchtigung von Rastvögeln vom LK geteilt wird. Den Bedenken wird 

nicht gefolgt. 
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20.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sei jedoch ausgeführt , 

dass in Kap. 4.2 des LROP folgendes formuliert wird: „Die Nutzung 

einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien soll unterstützt 

werden. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 

Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer 

Energieträger und erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, 

[…] raumverträglich ausgebaut wird.“ Landwirtschaftlich nutzbare Fläche 

wird durch die notwendigen Ausgleichsflächen weitestgehend nicht 

vermindert, da der Großteil dieser Flächen der Landwirtschaft, wenn auch 

als extensive Nutzungsform, auch weiterhin zur Verfügung stehen. Durch 

die extensive Nutzung werden darüber hinaus insbesondere auch durch 

geringere Nährstoffeinträge in den Boden positive Effekte auf die Umwelt 

erzielt. 

 

21.) Eisabwurf: Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des nachfolgenden 

Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Es sind bestimmte Abstände zu 

Straßen oder Gebäuden einzuhalten oder technische Einrchtungen (z.B. 

Rotorblattheizung) zu installieren, durch die Eiswurf  ausgeschlossen 

werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme eines Sachverständigen 

zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im Rahmen des 

nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der Bauvorlagen 

vorzulegen. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung siehe auch Kap. 

4.8 der Begründung. 

 

 

22.)Die Gefahr von Blitzschlag ist auch bei Bäumen, 

Hochspannungsleitungen etc. gegeben. Das WEA dort eine besonders 

hohe Anfälligkeit haben , kann nicht prognostiziert werden. Den Bedenken 

wird nicht gefolgt. 
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23.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) wurden die 

Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe Fachbeitrag Landschaftsbild 

zur Teilfortschreibung Energie des RROP 2013) berücksichtigt. Die 

Vorranggebiete wurden unter Berücksichtigung des Belangs 

Erholungsnutzung ausgewiesen. Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass 

das RROP für den Landkreis Osnabrück weite Bereiche der 

Vorrangstandorte für Windenergiegewinnung gleichzeitig als 

Vorsorgegebiete für Erholung darstellt. Der Landkreis hat damit bereits auf 

der Ebene der Regionalplanung entschieden, dass die Windenergienutzung 

einem Vorsorgegebiet Erholung nicht zwingend entgegensteht. Der 

Geltungsbereich des B-Plans Nr. 158 steht auch weiter für die Naherholung 

zur Verfügung. Erholungsnutzung ist auch nach Errichtung der WEA 

weiterhin möglich. Die Erfahrungen aus vorhandenen Windparks belegen, 

dass WEA für Erholungssuchende nicht zwangsläufig abschreckend wirken. 

So wurde z.B. im WP Ottendorf (ca. 20 WEA, Landkreis Rotenburg/ 

Wümme) durch einen Bürgerverein Bänke innerhalb der Windparkfläche 

aufgestellt, um Spaziergängern und Radfahrern auch im Zusammenhang 

mit dem windparkbedingten Wegebau die Möglichkeit zu geben, die 

Landschaft auch mit Windenergienutzung für wohnungsnahe Erholung zu 

nutzen. Dieses wird von den Erholungssuchenden angenommen Den 

Bedenken wird nicht gefolgt. 

 

24.) Die geplanten WEA halten einen Mindestabstand von 500 m zu 

Wohnnutzung im Außenbereich und einen Mindestabstand von 

1.000 m zu Siedlungsflächen ein. Eine Errichtung von WEA „mitten 

im Dorf“ ist deshalb ausgeschlossen. Die vorliegende Bauleitplanung 

beachtet die städtebaulichen Kriterien des Außenbereichs und 

Schutzansprüche der benachbarten Nutzungen entsprechend den 

vom Gesetzgeber vorgegebenen rechtlichen Bestimmungen. 

Unzumutbare Beeinträchtigungen der Gesundheit können somit 
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ausgeschlossen werden. Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raum-ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in 

Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 

BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die 

Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. 

FNP-Änderung. 

 

 

25.) Wirtschaftlichkeit: In der Untersuchung der DEUTSCHE WIND GUARD 

(April 2012) „Wirtschaftlichkeit von Standorten für die Windenergienutzung – 

Untersuchung der wesentlichen Einflussparameter“ im Auftrag des 

Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 

wird ausgeführt, dass im Binnenland, wo sehr windstarke Standorte kaum 

auftreten, über große Nabenhöhen und Rotordurchmesser die Nutzbarkeit 

der Standorte so verbessert werden kann, dass Windenergieprojekte dort 

umsetzbar sind. Die große Auswirkung dieser technischen Parameter 

sollten durch Gemeinden bei ihrer Planung stets beachtet werden.  

Die Ausweisung von Vorrangflächen im RROP bedeutet gleichzeitig, dass 

raumbedeutsame Windenergienutzung außerhalb dieser Vorrangflächen 

ausgeschlossen ist (Ausschlusswirkung). D.h. die gem. § 35 BauGB 

privilegierte Windenergienutzung wird auf bestimmte Teile des Landkreises 

Osnabrück und hier auf bestimmte Teile der Stadt Bramsche beschränkt. 

Auf Grund dieser Einschränkung eines ansonsten privilegierten 

Außenbereichsvorhabens sind die ausgewiesenen Flächen 

(Vorrangstandorte) entsprechend auszunutzen. Die Stadt Bramsche möchte 

die zum jetzigen Zeitpunkt modernsten und insbesondere für die 

Binnenlandstandorte entwickelten WEA innerhalb der Vorrangflächen 

ermöglichen. Es ist allgemein bekannt, dass höhere Türme speziell für 

Binnenlandstandorte einen wesentlichen Einfluss an dem Energieertrag 

haben und somit maßgeblich zur Wirtschaftlichkeit der WEA und somit zur 

Energiewende beitragen. Nach Aussage der INEG waren alle in den 
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Wirtschaftlichkeitsprognosen für Kalkriese betrachteten Anlagentypen mit 

deutlich niedrigen Türmen und geringeren Rotordurchmessern auf Grund 

der wesentlich geringeren Energieerträge nicht wirtschaftlich und hätten 

nicht realisiert werden können. Bei der Festlegung der Vergütungssätze des 

EEG 2014 an Binnenlandstandorten hat der Gesetzgeber den Stand der 

Technik und die Entwicklung der hohen und großen Binnenland-WEA 

berücksichtigt. An Binnenlandstandorten wie Kalkriese, können lt. Aussage 

der INEG bei der Vergütungsstruktur des EEG 2014 nur die hohen und 

großen Anlagentypen wirtschaftlich errichtet werden 

Die z.Zt. modernsten und für Binnenlandstandorte entwickelten WEA der 

Hersteller Vestas (V 126 mit 126m Rotordurchmesser = 3,3 MW ) und 

Enercon (E-126 mit 126m Rotordurchmesser = 7,5 MW) haben eine 

Gesamthöhe über 200 m, jedoch unter 210 m. Die angesprochene WEA 

des Typs E-101 hat lediglich eine Leistung von 3 MW. Die Entwicklung der 

WEA wird sicher in den nächsten Jahren noch weiter gehen. Die Stadt 

Bramsche möchte deshalb die z.Zt. modernsten und wirtschaftlichsten WEA 

ermöglichen und setzt die max. Gesamthöhe der WEA so fest, dass diese 

dort realisiert werden können. 

Es sei auf die Stellungnahme des LK Osnabrück (siehe IV lfd. Nr. 8) 

verwiesen, welche der Stadt Bramsche empfiehlt auf eine 

Höhenbegrenzung der WEA komplett zu verzichten. 

 

26.)Der Hinweis wird zur Kenntnis gekommen. Es sind keine negativen 

Auswirkungen auf Jagdreviere bekannt. 

 

27.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ist jedoch nicht Gegenstand 

des Bauleitplanverfahrens. 

 

28.) Die thematisierten Belange sind nicht Bestandteil des verbindlichen 

Bauleitplanverfahrens. Ein Baugrundgutachten muss im Rahmen des 
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nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens 

vorgelegt werden. 

 

29.) Die Sicherung des Rückbaus der Anlagen erfolgt über eine 

Rückbauverpflichtung im Durchführungsvertrag, der zwischen dem 

Vorhabenträger und der Stadt Bramsche geschlossen wurde. Die rechtlich 

vorgesehene Rückbauverpflichtung soll durch Vereinbarung eines 

Ansparplanes mit einem deutschen Kreditinstitut oder durch eine 

selbstschuldnerische Bürgschaftserklärung eines deutschen Kreditinstitutes 

sichergestellt werden.Die Sicherheitsleistung muss den Rückbau der WEA 

einschließlich des den Boden versiegelnden Fundaments am Ende der 

voraussichtlichen Lebensdauer der WEA vollständig abdecken. Den 

Bedenken wird nicht gefolgt.   

 

30.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) wurden die 

Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe Fachbeitrag Landschaftsbild 

zur Teilfortschreibung Energie des RROP 2013) berücksichtigt. Die 

Vorranggebiete wurden unter Berücksichtigung des Belangs 

Erholungsnutzung ausgewiesen. Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung 

anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung. 

 

31.) Brand: siehe hierzu Begründung Kap. 4.7. Im Rahmen des 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren ist die Einhaltung der 

Anforderungen an den Brandschutz in den Bauvorlagen nachzuweisen und 

durch die Bauaufsichtsbehörde zu prüfen. Den Bedenken wird nicht gefolgt 
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V Lfd.Nr. 17 Privatperson 17 am 07.01.15 

 

Abwägungsvorschlag: 

 

1.) Die Angaben zur Größe der Kompensationsflächen wurden in 

der Ortsratssitzung am 16.10.2014 vom Geschäftsführer des 

Vorhabenträgers gemacht. Diese entsprechen nicht dem nach 

fachlichen Kriterien ermittelten tatsächlichen 

Kompensationsbedarf. Die Aufstellung des B-Planes Nr. 158 

erfolgt auf der Grundlage rechtlicher Bestimmungen, 

Verordnungen und Richtlinien, die vom Gesetzgeber vorgegeben 

werden. In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf § 1 

Abs. 6. und 7 verwiesen, wonach bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen alle öffentlichen und privaten Belange zu 

berücksichtigen und gegeneinander und miteinander abzuwägen 

sind. 

 

 

2.) Der Ortsrat ist im Rahmen der Hauptsatzung der Stadt Bramsche 

und darüber hinaus bei den zahlreichen 

Informationsveranstaltung, die von der Verwaltung zur Windkraft 

durchgeführt wurden, frühzeitig und ausgiebig an dem 

Bauleitplanverfahren beteiligt worden. 

 

 

 

3.) Der Kompensationsbedarf wurde auf der Grundlage aktueller 

naturschutzfachlicher Planungspraxis und Rechtslage ermittelt. 

Die Erneuerung und Wiederherstellung von Trockenmauern wird, 

1.) 

2.) 

3.) 
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soweit entsprechendes Potenzial und die Bereitschaft der 

Eigentümer zum dauerhaften Erhalt der Mauern vorhanden ist, 

vorzugsweise im Ortsteil Kalkriese erfolgen .Die zur 

Kompensation angedachten Gehölzpflanzungen dienen in erster 

Linie nicht der Sichtverschattung der geplanten WEA, sondern 

der Belebung des Landschaftsbildes, da ein „verstecken“ oder 

„tarnen“ der WEA durch Gehölzpflanzungen gar nicht möglich ist. 

4.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der verbindlichen 

Bauleitplanung. 

5.) Die max. Schallimmissionsrichtwerte sind nach dem Schutz der 

Wohnnutzung in der TA-Lärm differenziert. D.h., dass Allgemeine 

Wohngebiete einen höheren Schutz (zulässiger IRW nachts max. 

40dB(A)) gegenüber Wohnnutzungen im Außenbereich 

(zulässiger IRW nachts max. 45 db(A)) haben. Eine 

Herabsetzung der IRW nachts auf max. 40 dB(A) im 

Außenbereich bedarf einer ausführlichen städtebaulichen 

Begründung. Diese wäre in dem vorliegenden Fall aus fachlicher 

Sicht nicht rechtssicher begründbar und würde die Planung somit 

angreifbar machen. Die bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung ist 

bislang noch nicht in die entsprechende Verwaltungsvorschrift 

aufgenommen worden. Eine Marktreife wird 2015 erwartet. Ob 

und wann diese Art der Kennzeichung in die entsprechende 

Verwaltungsvorschrift aufgenommen wird, kann die Stadt 

Bramsche nicht abschätzen. Festlegungen zur Kennzeichung 

von WEA sind Gegenstand des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-bescheid durch den 

LK Osnabrück. 

Hier kommt immer der neueste Stand der entsprechenden 

Verwaltungsvorschrift zum Tragen. Sollte während des Verfahrens 

zur BImSchG-Genehmigung nach geltender Verfahrensvorschrift 

eine radargestützte Hindernisbefeuerung zulässig sein, wird die 

4.) 

5.) 

6.) 

7.) 
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Stadt darauf hinwirken, dass diese als Auflage in die BImSchG-

Genehmigung aufgenommen wird. Dies wird bereits im 

Begründungstext so erläutert. 

Der Bedarf an Kompensationsmaßnahmen wurden über 

entsprechende Berechnungsverfahren ermittelt. Die zuständige 

Fachbehörde des LK Osnabrück weist in ihrer Stellungnahme darauf 

hin, dass die Ermittlung der Beeinträchtigungen schlüssig im 

Umweltbericht und LBP dagestellt und die festgesetzten 

Maßnahmen nach Art und Umfang ausreichend sind, die 

prognostizierten Beeinträchtigungen zu kompensieren (siehe IV lfd. 

Nr. 8). 

6.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Siehe hierzu 

Ausführungen unter Nr. 1-5 
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V Lfd.Nr. 18 Privatperson 18 am 08.01.15 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

A) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

1.) Der Bedarf an Kompensationsmaßnahmen wurden über 

entsprechende Berechnungsverfahren ermittelt. Die zuständige 

Fachbehörde des LK Osnabrück weist in ihrer Stellungnahme 

darauf hin, dass die Ermittlung der Beeinträchtigungen schlüssig 

im Umweltbericht und LBP dargestellt und die festgesetzten 

Maßnahmen nach Art und Umfang ausreichend sind, die 

prognostizierten Beeinträchtigungen zu kompensieren (siehe IV 

lfd. Nr. 8). Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

2.) Die max. Schallimmissionsrichtwerte sind nach dem Schutz der 

Wohnnutzung in der TA-Lärm differenziert. D.h., dass Allgemeine 

Wohngebiete einen höheren Schutz (zulässiger IRW nachts max. 

40dB(A)) gegenüber Wohnnutzungen im Außenbereich 

(zulässiger IRW nachts max. 45 db(A)) haben. Eine 

Herabsetzung der IRW nachts auf max. 40 dB(A) im 

Außenbereich bedarf einer ausführlichen städtebaulichen 

Begründung. Diese wäre in dem vorliegenden Fall aus fachlicher 

Sicht nicht rechtssicher begründbar und würde die Planung somit 

angreifbar machen. 

3.) Die bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung ist bislang noch nicht 

in die entsprechende Verwaltungsvorschrift aufgenommen 

worden. Eine Marktreife wird 2015 erwartet. Ob und wann diese 

Art der Kennzeichung in die entsprechende 

Verwaltungsvorschrift aufgenommen wird, kann die Stadt 

Bramsche nicht abschätzen. Festlegungen zur Kennzeichung 

von WEA sind Gegenstand des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-bescheid durch den 

A) 

6.) 
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LK Osnabrück. 

Hier kommt immer der neueste Stand der entsprechenden 

Verwaltungsvorschrift zum Tragen. Sollte während des Verfahrens 

zur BImSchG-Genehmigung nach geltender Verfahrensvorschrift 

eine radargestützte Hindernisbefeuerung zulässig sein, wird die 

Stadt darauf hinwirken, dass diese als Auflage in die BImSchG-

Genehmigung aufgenommen wird. Dies wird bereits im 

Begründungstext so erläutert. 

 

4.) Die Ausführungen betreffen die Regionalplanung und nicht die 

Inhalte des B-Plans Nr. 158. 

5.) Der Aufstellungsbeschluss zum B-Plan Nr. 158 wurde im 

Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt am 18.12.2013 

gefasst. An den Beratungen zur Beschlussfassung der 

öffentlichen Auslegung des B-Planes Nr. 158 wurde der Ortsrat 

Kalkriese als politisches Gremium entsprechend der 

Hauptsatzung der Stadt Bramsche beteiligt, wobei dieser nur 

vorbereitend bzw. empfehlend nicht aber entscheidend an der 

Mitwirkung des Beschlusses beteiligt ist. Der Beschluss zur 

öffentlichen Auslegung des B-Planes wurde abschließend am 

24.11.2014 durch den Verwaltungsausschuss der Stadt 

Bramsche gefasst. Sowohl an den Aufstellungsbeschluss durch 

den Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt als auch an 

den Beschluss zur öffentlichen Auslegung des B-Planes Nr. 158 

waren keine Personen beteiligt, für die ein Verstoß gegen das 

Mitwirkungsverbot nach § 41 NKomVG begründet werden kann. 

6.) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 V. Lfd.Nr. 19 Privatperson 19 am: 08.01.2015 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

1.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist am 28.10.2013 vom Kreistag 

des Landkreises Osnabrück als Satzung beschlossen und vom 

Nieders. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz am 23.12.2013 genehmigt worden. Die 

Genehmigung wurde im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück 

sowie in der NOZ am 31.01.2014 bekannt gemacht und hat damit 

Rechtswirksamkeit erreicht. Im Rahmen der beantragten 

Normenkontrolle wurde Seitens des OVG Lüneburg bislang keine 

einstweilige Verfügung erlassen, die das RROP außer Kraft setzt.. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist 

die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Der Anregung das Bauleitverfahren auszusetzen wird 

nicht gefolgt. 

 

2.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte des B-Plans Nr. 158. 

Die Standortentscheidung erfolgte auf Ebene der Regionalplanung. 

Der vorliegende B-Plan übernimmt die Feinsteuerung der Planung 

bezüglich Anlagenzahl und Höhe. Auf die Abwägungsunterlage zur 

30. FNP-Änderung wird verwiesen. 
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3.) Abstand zu Straßen: Die Nds. Landesbehörde für Straßenbau und 

Verkehr führt in ihrer Stellungnahme zum B-Plan Nr. 158 aus (siehe 

II lfd. Nr. 15) , dass das von ihr betreute Straßennetz von den 

Festsetzungen des B-Plans Nr. 158 nicht betroffen ist. 

Lt. Richtlinie „Windenergieanlagen- Einwirkungen und 

Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ gelten bezüglich 

Eisabwurf Abstände > 1,5 x (Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu 

Verkehrswegen und Gebäuden als ausreichend. Diese können jedoch 

unterschritten werden:  Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des 

nachfolgenden Genehmigungsverfahrens berückschtigt. Entweder sind 

bestimmte Abstände zu Straßen oder Gebäuden einzuhalten oder 

technische Einrichtungen (z.B. Rotorblattheizung) zu installieren, durch 

die  Eiswurf ausgeschlossen werden kann. Eine gutachterliche 

Stellungnahme eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser 

Einrichtung ist im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens 

als Teil der Bauvorlagen vorzulegen. Siehe im Rahmen der 

verbindlichen Bauleitplanung auch Kap. 4.8 der Begründung. Die 

Bebauungspläne Nr. 156 "Windpark Ahrensfeld" und Nr. 157 "Windpark 

Wittefeld" sind nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens. Im 

übrigen wird auf die Abwägung zur 30. FNP-Änderung verwiesen. 

4.) Die Ausführungen betreffen die vom LK Osnabrück angewandten 

Abstände im Rahmen der Ausweisung von Vorranggebieten im Zuge 

der Teilfortschreibung des RROP (2013) und nicht die Inhalte der 

verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan Nr. 158). Bei der Aufstellung 

der Bebauungspläne werden die vom Gesetzgeber vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen, Verordnungen und Richtlinien für die 

Festsetzung der WEA-Standorte zu Grunde gelegt. 

5.) Abstand zu Wald: Die Flächenabgrenzung (Sonderbaufläche Wind) 

an sich ist nicht Inhalt der verbindlichen Bauleitplanung. Hier wird auf 

das Verfahren zur 30. FNP-Änderung verwiesen. Waldflächen 
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wurden im Rahmen der Teilfortschreibung des RROP (2013) als 

„weiche Tabuzonen“ bewertet. Lt. Teilfortschreibung des RROP 

(siehe Seite 11) ist im Rahmen der konkreten Zulassungsplanung 

mindestens ein Fall- und Fällbereich von 30 m einzuhalten. Die 

vorliegende Planung orientiert sich an den Vorgaben der 

Teilfortschreibung des RROP. Der Mindestabstand von 30 m 

zwischen WEA und Wald wird eingehalten. Zum Abstand der 

geplanten WEA im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 158 sei 

ausgeführt, dass die festgesetzten WEA-Standorte mind. 80 m zu 

den Waldflächen im Geltungsbereich einhalten und damit dem o.g. 

Kriterium des Fall- und Fällbereichs Genüge tun. 

6.) Infraschall: das Thema Infraschall wird im Begründungstext (Kap. 

4.5) ausführlich behandelt. Die zitierte Machbarkeitsstudie wurde 

vom Umweltbundesamt und nicht vom Bundesumweltministeriums in 

Auftrag gegeben. Die Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem 

Ergebnis, dass von WEA unzumutbare Belastungen durch 

Infraschall ausgehen, vielmehr wurde ein Studiendesign für eine 

Lärmwirkungsstudie über Infraschallimmissionen entwickelt. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden Vorschläge für die 

Weiterentwicklung des Regelwerkes zum Immissionsschutz 

unterbreitet. In der Studie selber werden Auswirkungen des 

Infraschalls nicht ermittelt. Zitat aus der Zusammenfassung der 

„Machbarkeitsstudie“: Für eine negative Auswirkung von Infraschall 

unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten bislang keine 

wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, auch 

wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen 

postulieren.“ Die Machbarkeitsstudie stellt keine vom Gesetzgeber 

vorgegebene rechtliche Bestimmung, Verordung oder Richtlinie dar. 

Sie macht als Ergebnis abschließend lediglich Vorschläge 

insbesondere die rechtlichen Bestimmungen bzw. Regelwerke zu 

Immissionsschutz zu überarbeiten und zu erweitern. 
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Auch nach der deutschlandweiten Befragung der 

Immissionsschutzbehörden über Konfliktfälle mit Infraschall und 

tieffrequenten Geräuschen im Rahmen der UBA-Machbarkeitsstudie gab es 

keinen einzigen wissenschaftlichen Beleg für einen tatsächlich auf 

Infraschall zurückzuführenden Immissionskonflikt aus dem Umfeld von 

bestehenden Windenergieanlagen. 

Ab bestimmten Entfernungen ist der Infraschall, der von 

Windenergieanlagen ausgeht, nicht mehr vom Hintergrundschall zu 

unterscheiden. Bei Untersuchungen in Baden-Württemberg konnte im 

Abstand von 700 m beobachtet werden, dass sich beim Einschalten der 

Windenergieanlage der gemessene Infraschallpegel nicht mehr erhöht 

(Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-

Württemberg, Dezember 2014:Tieffrequente Geräusche und Infraschall von 

Windkraftanlagen und anderer Schallquellen). 

Die Ärztekammer Niedersachsen hat kein Arbeitspapier "Gesundheitsrisiken 
und Energiewende" herausgegeben. Vielmehr handelt es sich hier um ein 
Positionspapier der "Ärzte für Immissionsschutz" (Aefis), welches diese mit 
Datum vom 24.09.2014 an die Ärztekammer Niedersachsen (Präsidentin Dr. 
med. Martina Wenker, Mitglieder des Arbeitskreises Gesundheit u. Umwelt, 
Mitglieder des Vorstandes, Mitglieder der Geschäftsführung u. Abgeordnete) 
gerichtet haben. Da aus Sicht der Verfasser bisher keine profunden 
Kenntnisse immissionsbedingter Gesundheitsschäden vorliegen, setzen 
sich die Verfasser für weitere Forschung auf diesem Gebiet vor dem 
weiteren Ausbau der Windenergie ein. Wissenschaftlich belegte Ergebnisse 
werden mit dem Positionspapier nicht vorgelegt. Das genannte 
Arbeitspapier ist nicht von der Ärztekammer Niedersachsen. Auf Anfrage 
hat diese mitgeteilt: 
„Das Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 
September letzten Jahres der Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, 
den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und Umwelt, den Mitgliedern 
des Vorstandes, der Geschäftsführung und den Mitgliedern der 
Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen zur Kenntnisnahme 
übersandt. "Ärzte für Immissionsschutz" ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt 
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 zu dem Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 
Niedersachsen.“ 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

7.) Die Ausführungen betreffen den B-Plan Nr. 156 und nicht den B-

Plan Nr. 158. Der Landkreis Osnabrück führt in seiner 

Stellungnahme (siehe IV lfd. Nr. 8) zum B-Plan Nr. 158 aus, dass 

negative Auswirkungen der Festsetzungen des B-Plans Nr. 158 auf 

NATURA 2000-Gebiete ausgeschlossen werden können. 

8.) Schallgutachten: Bezüglich des Schallgutachtens für die geplanten 

Windparke Ahrensfeld und Wittefeld, welches zu den B-Plänen Nr. 

156 und Nr. 157 erstellt wurde, ist auszuführen, dass dieses die 

geplanten WEA in Kalkriese als Vorbelastung berücksichtigt. Es wird 

zwischen Gewerbelärm (WEA) und Verkehrslärm unterschieden. Die 

TA-Lärm sieht keine Aufsummierung beider Lärmarten vor. Die 

pauschale, nicht belegte Aussage, dass das Gutachten falsch sei, 

kann nicht kommentiert werden. Die Schallausbreitungsrechnung 

erfolgte gemäß DIN ISO 9613-2 „Dämpfung des Schalls bei der 

Ausbreitung im Freien“ (siehe Abschnitt 5 des Gutachtens Nr. 3496-

14-L1 vom 10. Oktober 2014).  Gemäß dieser Norm werden 

„schallausbreitungsgünstige Witterungsbedingungen“ zu Grunde 

gelegt. Sollten die „landwirtschaftlichen Großbetriebe“ konkret 

benannt werden, wird überprüft, inwieweit diese als schalltechnische 

Vorbelastung zu berücksichtigen sind. Die Bereiche „Dorf Epe, am 

Uthof, Malgartener Damm, Wittefelder Allee“ liegen außerhalb des 

Einwirkungsbereiches des „Windparks Kalkriese 1“. Der Bereich 

Sandknäppen ist mit insgesamt drei Immissionspunkten 

berücksichtigt. Die Ergebnisse zeigen, dass der zulässige 

Immissionsrichtwert durch die Gesamtbelastung bereits deutlich (> 5 

dB) unterschritten wird. Derzeit nicht belegte, mögliche 

Schallreflexionen, können somit zu keiner Überschreitung der 

zulässigen Immissionsrichtwerte führen. Weiterhin sind bei der 
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bisherigen Untersuchung auch die Schallabschirmenden Wirkungen 

der einzelnen Gebäude nicht berücksichtigt. Im Abschnitt 11 des  

Gutachtens Nr. 3496-14-L1 vom 10. Oktober 2014 wird ebenfalls 

ausgeführt, dass die geplanten WEA in den Flächen „Ahrensfeld“ 

und „Wittefeld“ mitberücksichtigt sind (entsprechend dem zur 

Gutachtenerstellung bekannten Planungsstand). Die 

Schallausbreitungsrechnung erfolgte gemäß DIN ISO 9613-2 

„Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien“ (siehe 

Abschnitt 5 des Gutachtens Nr. 3496-14-L1 vom 10. Oktober 2014).  

Gemäß dieser Norm werden Bedingungen, die bei gut entwickelter, 

leichter Bodeninversion, wie sie üblicherweise nachts auftreten, zu 

Grunde gelegt. 

Eine möglicherweise vorhandene reflektierende Wirkung eines Gebäudes 

kann zu einer Schallpegelerhöhung führen. Eine möglicherweise 

vorhandene schallabschirmende Wirkung eines Gebäudes kann zu einer 

Schallpegelminderung führen. Die Behauptung, dass bei der 

Berücksichtigung beider Effekte es automatisch zu höheren Schallpegeln 

kommt ist unzulässig. Die Vorgehensweise im IEL-Gutachten Nr. 3496-14-

L1 vom 10. Oktober 2014 wurde bereits vielfach praktiziert und anerkannt. 

Eine Gesamtlärmbetrachtung („aufsummieren unterschiedlicher Lärmarten“) 

ist vom Gesetzgeber nicht vorgesehen. Ein entsprechender 

Bewertungsmaßstab existiert ebenfalls nicht. Die von den 

Windenergieanlagen bewirkte Schallimmissionsbelastung liegt deutlich 

unter den genannten Werten von 70 dB(A) (Tag) bzw. 60 dB(A) (Nacht). Ein 

Erfordernis, umfangreiche Lärmpegelmessungen an der A1 durchzuführen, 

lässt sich durch die Windparkplanungen nicht herleiten. 

9.) Optisch bedrängende Wirkung: Die Ausführungen beziehen sich auf 

die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung bzw. auf die Inhalte 

der Regionalplanung und nicht auf die Inhalte der verbindlichen 

Bauleitplanung des B-Plans Nr. 158. Es wird auf die 

Abwägungsunterlage zur 30. FNP-Änderung verwiesen. 
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10.) Wertverlust: Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen. Hierdurch wird sichergestellt, dass keine 

Wertverluste auftreten, die nicht im Rahmen der Sozialbindung des 

Eigentums zumutbar sind. Es besteht kein Anspruch darauf, dass in 

der Umgebung eines Grundstücks keine bauliche Nutzung 

stattfindet, sofern die Schutzansprüche des Grundstücks eingehalten 

werden. Gerade beim Wohnen im planungsrechtlichen 

Außenbereich muss damit gerechnet werden, dass Nutzungen, die 

der Gesetzgeber als priveligierte Vorhaben nur für den 

Außenbereich vorgesehen hat, wie z.B. Biogasanlagen, 

landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort auch angesiedelt 

werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 

Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 
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Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015). 

Die zitierte Studie von Prof. Dr. Hasse (Universität Frankfurt) stammt aus 

dem Jahre 2003. Die Studie beruht auf einer Blitzbefragung von 

Immobilienmaklern und war auf die küstennahen Regionen Ostfrieslands 

und Schleswig-Holstein beschränkt. Lediglich fünf der 15 befragten Makler 

machten damals überhaupt nähere Angaben. 

Bezüglich der thematisierten Resolution des Stadtrates (03.07.2012) sei 

ausgeführt, dass sich die „Wertschöpfung auf kommunaler Ebene“ auf 

direkte finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten am Windpark, wie z.B. durch 

eine Bürgerbeteiligung, bezieht. Eine entsprechende Bürgerbeteiligung 

sieht die Windpark 1 Kalkriese GmbH & Co.KG vor. 

 

11.) Die bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung ist bislang noch 

nicht in die entsprechende Verwaltungsvorschrift aufgenommen 

worden. Eine Marktreife wird 2015 erwartet. Ob und wann diese Art 

der Kennzeichung in die entsprechende Verwaltungsvorschrift 

aufgenommen wird, kann die Stadt Bramsche nicht abschätzen. 

Festlegungen zur Kennzeichung von WEA sind Gegenstand des 

nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-

bescheid durch den LK Osnabrück. 

Hier kommt immer der neueste Stand der entsprechenden 

Verwaltungsvorschrift zum Tragen. Sollte während des Verfahrens zur 

BImSchG-Genehmigung nach geltender Verfahrensvorschrift eine 

radargestützte Hindernisbefeuerung zulässig sein, wird die Stadt darauf 

hinwirken, dass diese als Auflage in die BImSchG-Genehmigung 

aufgenommen wird.  

12.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der 
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verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan Nr. 158), sondern der 

Regionalplanung. 

13.) Die Ausführungen betreffen größtenteils die B-Pläne Nr. 156 

und Nr. 157 und nicht die Inhalte des B-Plans Nr. 158. Bezüglich der 

Schwäne in Kalkriese sei ausgeführt, dass die avifaunistischen 

Erfassungen Schwanvorkommen mit einer Bedeutung nach 

KRÜGER et al. (2010) nur außerhalb des Geltungsbereiches des B-

Plans Nr. 158 erfasst haben. Bezüglich einer geforderten 

Überprüfung des avifaunistischen Gutachtens wird auf die 

Stellungnahme der zuständigen Fachbehörde des LK Osnabrück 

(siehe IV lfd. Nr. 9) verwiesen, in der ausgeführt wird, das die 

Methodik der Erfassung nachvollziehbar ist und die Einschätzung 

der Beeinträchtigung von Rastvögeln vom LK geteilt wird. Den 

Bedenken wird nicht gefolgt. 

14.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sei jedoch 

ausgeführt , dass in Kap. 4.2 des LROP folgendes formuliert wird: 

„Die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer 

Energien soll unterstützt werden. Die Träger der Regionalplanung 

sollen darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen 

Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger und 

erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, […] 

raumverträglich ausgebaut wird.“ Landwirtschaftlich nutzbare Fläche 

wird durch die notwendigen Ausgleichsflächen weitestgehend nicht 

vermindert, da der Großteil dieser Flächen der Landwirtschaft, wenn 

auch als extensive Nutzungsform, auch weiterhin zur Verfügung 

stehen. Durch die extensive Nutzung werden darüber hinaus 

insbesondere auch durch geringere Nährstoffeinträge in den Boden 

positive Effekte auf die Umwelt erzielt. 

15.) Eiswurf: Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des 

nachfolgenden Genehmigungsverfahrens berückschtigt. Entweder 

sind bestimmte Abstände zu Straßen oder Gebäuden einzuhalten 
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oder durch technische Einrchtungen (z.B. Rotorblattheizung) Eiswurf  

ausgeschlossen werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme 

eines Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung 

ist im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil 

der Bauvorlagen vorzulegen. Es ist im Aufenthaltsbereich der WEA 

durch Hinweisschilder auf die verbleibende Gefährdung durch 

Eisabwurf bei Rotiorstillstand oder Trudelbetrieb aufmerksam zu 

machen. Im Rahmen der Bauleitplanung siehe hierzu Begründung 

Kap. 4.8. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

16.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) 

wurden die Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe 

Fachbeitrag Landschaftsbild zur Teilfortschreibung Energie des 

RROP 2013) berücksichtigt. Die Vorranggebiete wurden unter 

Berücksichtigung des Belangs Erholungsnutzung ausgewiesen. Im 

Übrigen sei darauf hingewiesen, dass das RROP für den Landkreis 

Osnabrück weite Bereiche der Vorrangstandorte für 

Windenergiegewinnung gleichzeitig als Vorsorgegebiete für 

Erholung darstellt. Der Landkreis hat damit bereits auf der Ebene der 

Regionalplanung entschieden, dass die Windenergienutzung einem 

Vorsorgegebiet Erholung nicht zwingend entgegensteht. Der 

Geltungsbereich des B-Plans Nr. 158 steht auch weiter für die 

Naherholung zur Verfügung. Erholungsnutzung ist auch nach 

Errichtung der WEA weiterhin möglich. Die Erfahrungen aus 

vorhandenen Windparks belegen, dass WEA für Erholungssuchende 

nicht zwangsläufig abschreckend wirken. So wurde z.B. im WP 

Ottendorf (ca. 20 WEA, Landkreis Rotenburg/ Wümme) durch einen 

Bürgerverein Bänke innerhalb der Windparkfläche aufgestellt, um 

Spaziergängern und Radfahrern auch im Zusammenhang mit dem 

windparkbedingten Wegebau die Möglichkeit zu geben, die 

Landschaft auch mit Windenergienutzung für wohnungsnahe 

Erholung zu nutzen. Dieses wird von den Erholungssuchenden 
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angenommen Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

17.) Die geplanten WEA halten einen Mindestabstand von 500 m 

zu Wohnnutzung im Außenbereich und einen Mindestabstand von 

1.000 m zu Siedlungsflächen ein. Eine Errichtung von WEA „mitten 

im Dorf“ ist deshalb ausgeschlossen. Die vorliegende Bauleitplanung 

beachtet die städtebaulichen Kriterien des Außenbereichs und 

Schutzansprüche der benachbarten Nutzungen entsprechend den 

vom Gesetzgeber vorgegebenen rechtlichen Bestimmungen. 

Unzumutbare Beeinträchtigungen der Gesundheit können somit 

ausgeschlossen werden. Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raum-ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in 

Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 

BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die 

Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. 

FNP-Änderung. 

18.) Die thematisierten Belange sind nicht Bestandteil des 

verbindlichen Bauleitplanverfahrens. Ein Baugrundgutachten muss 

im Rahmen des nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens vorgelegt werden. 

19.) Die Sicherung des Rückbaus der Anlagen erfolgt über eine 

Rückbauverpflichtung im Durchführungsvertrag, der zwischen dem 

Vorhabenträger und der Stadt Bramsche geschlossen wurde. Die 

rechtlich vorgesehene Rückbauverpflichtung soll durch Vereinbarung 

eines Ansparplanes mit einem deutschen Kreditinstitut oder durch 

eine selbstschuldnerische Bürgschaftserklärung eines deutschen 

Kreditinstitutes sichergestellt werden.Die Sicherheitsleistung muss 

den Rückbau der WEA einschließlich des den Boden versiegelnden 

Fundaments am Ende der voraussichtlichen Lebensdauer der WEA 

vollständig abdecken. Den Bedenken wird nicht gefolgt.   

20.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) 

wurden die Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe 
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Fachbeitrag Landschaftsbild zur Teilfortschreibung Energie des 

RROP 2013) berücksichtigt. Die Vorranggebiete wurden unter 

Berücksichtigung des Belangs Erholungsnutzung ausgewiesen. Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. 

21.) Brand: siehe hierzu Begründung Kap. 4.7. Im Rahmen des 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren ist die 

Einhaltung der Anforderungen an den Brandschutz in den 

Bauvorlagen nachzuweisen und durch die Bauaufsichtsbehörde zu 

prüfen. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

 


